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Amts - Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
N Dale Marienwerder, den 16. Juni 5 1897. 


Die Nummer 21 der Geſetz⸗Sammlung enthält Ueber die Bedingungen ertheilen die Poſtanſtalten 
Auskunft. 
Berlin W., den 7. Juni 1897. 
Reichs⸗Poſtamt, I. Abtheilung. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ꝛe. 


2) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Rentengutsbefigers Rümenapf zu Lulkau zum Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Lulkau, Kreiſes 
Thorn, an Stelle des früheren Gutsvorſtehers und 
Gutsverwalters Klaaſen in Lulkau, zur öffentlichen 


Nr. 9910 die Uebereinkunft zwiſchen Preußen ede g, den 12. Juni 1897. 


und Heſſen wegen Fortführung der Main⸗Kanaliſirung ee 
oberhalb Frankfurt bis Offenbach, vom 15. Februar Der Ober⸗Präfident. 
in inter 3) Polizei Verordnung. 
Nr. 9911 das Gefeg, betreffend die Feſtſtellung fuer die fand der ad 137 und 139 des Gesetzes 
: . über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗Etat für das f ; S 
Jahr vom 1. April 1897/98, vom 8. Juni 1897 1883, ſowie der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
Ja) 5 > . die Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit 
Die Nummer 23 der Geſetz⸗Sammlung enthält Zuſtimmung des Provinzial⸗Raths für den Umfang 
unter der Provinz Weſtpreußen angeordnet, was folgt: 
Nr. 9912 das Geſetz wegen Abänderung der § 1. Die öffentliche Ankündigung von Geheim⸗ 
SS 8 und 12 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für mitteln, welche dazu beſtimmt find, zur Verhütung 
die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ſthieriſcher Krankheiten zu dienen, iſt verboten. 
beamten, vonn 20. Mai 1882, vom 1. Juni 1897. $ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 
Die Nummer 25 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Verordnung unterliegen, ſofern nicht nach den be⸗ 
unter ſtehenden Strafvorſchriften eine härtere Strafe ver⸗ 
Nr. 2391 die Verordnung, betreffend die Aus⸗ wirkt iſt, einer Geldſtrafe bis zu Sechszig (60) Mark, 
dehnung der 88 135 bis 139 und des § 139 b der im Unvermögensfalle einer entſprechenden Haftſtrafe 
Gewerbeordnung auf die Werkſtätten der Kleider⸗ und (§ 366 Ziffer I des Reichsſtrafgeſetzbuchs). 
Wäſchekonfektion, vom 31. Mai 1897; und unter § 3. Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden 


0 ̃; [hiermit aufgehoben. 
Nr. 2392 die Bekanntmachung, betreffend die hiermit . . 8. 7. 
dem internationalen Uebereinkommen über den Eiſen⸗ Dieſe Verordnung tritt am 15. Juli 1897 


bahnfrachtverkehr beigefügte Liſte, vom 29. Mai 1897. 


unter 

Nr. 9907 das Geſetz, betreffend die Regelung 
der Richtergehälter, vom 31. Mai 1897; unter 

Nr. 9908 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters 
wegen Aufhebung der Hypothekenämter zu Köln, Köln⸗ 
Deutz und Simmern, vom 25. Mai 1897; und unter 


Nr. 9909 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Münden, vom 
31. Mai 1897. 

Die Nummer 22 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 


in Kraft. 

Danzig, den 19. Mai 1897. 

Der Ober⸗Präſident. 

4) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 17. v. Mts. zu genehmigen geruht, daß 
aus dem im Kreiſe Graudenz belegenen Erbpachts⸗ 
vorwerke Ramutken, unter Abtrennung deſſelben von 
— — dem domänenfiskaliſchen Gutsbezirke Roggenhauſen, 

Von jetzt ab ſind Poſtanweiſungen bis zu 10 Pfund ein ſelbſtändiger Gutsbezirk mit dem Namen „Ra⸗ 
Sterling nach Baſutoland, der Nigerküſte, Kudat mutken“ gebildet werde. 
(Britiſch⸗Nord⸗Borneo) und Panama (Columbien) durch Marienwerder, den 3. Juni 1897. 
Vermittelung der Britiſchen Poſtverwaltung zuläſſig. Der Regierungs⸗Präſident. 


Ausgegeben in Marienwerder am 17. Juni 1897. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


J) Bekanntmachung. 
Poſtanweiſungen nach überſeeiſchen Ländern. 


5) Polizei⸗Verordnung 
betreffend 
die Errichtung, Verlegung oder Veränderung 


gewerblicher Anlagen. 


Um die Polizeibehörden in den Stand zu ſetzen, 
auf Grund des § 120 a bis 120 d der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung auch für diejenigen gewerblichen Anlagen, 
welche nicht der beſonderen Genehmigungspflicht des 
§ 16 a. a. O. unterliegen, rechtzeitig die Verpflichtun⸗ 
gen feſtzuſtellen, welche von den Gewerbeunternehmern 
bezüglich der Errichtung und Unterhaltung der Arbeits⸗ 
räume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Geräth⸗ 
ſchaften zu erfüllen ſind, ſowie die Einrichtungen zu 


waſſer, ob und in welcher Weiſe für Speiſe⸗, 
Ankleide⸗ und Waſchräume Sorge getragen iſt, 
ſowie die Lage und Einrichtung der Aborte. 


§ 2. Die gleiche Verpflichtung liegt auch den: 
jenigen Gewerbetreibenden ob, welche zur Zeit weniger 
als 10 Arbeiter beſchäftigen oder keine elementare 
Kraft verwenden, ſobald ſie ihren Betrieb bis zu dem 
im § 1 angegebenen Umfang zu erweitern unternehmen. 

§ 3. Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe 
bis zu 60 Mark oder im Unvermögensfalle mit ver⸗ 
hältnißmäßiger Haft beſtraft. 

Marienwerder, den 12. Juni 1897. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


bezeichnen, welche zur Aufrechterhaltung der guten 6) In Ausführung der Polizei -Verordnung vom 


Sitten und des Anſtandes zu treffen ſind, verordne 4. d Mts., 


ich hierdurch gemäß § 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetz⸗ Sammlung S. 265) und auf Grund der 
§§ 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 195 ff.) unter Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
Ausſchuſſes für den Regierungsbezirk Marienwerder 
was folgt: 

§ 1. Wer, ohne einer beſonderen Konzeſſion 
nach § 16 der Reichsgewerbeordnung zu bedürfen, eine 
gewerbliche Anlage, in welcher mehr als 10 Arbeiter 
beſchäftigt werden oder zu deren Betrieb durch elemen⸗ 
tare Kraft (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, Luft, Elek⸗ 
trizität u. ſ. w.) bewegte Triebwerke nicht blos vor⸗ 
übergehend zur Verwendung kommen, errichtet, in ein 
bereits vorhandenes Gebäude verlegt oder in einem 
ſolchen eröffnet oder wer in einer ſolchen bereits vor⸗ 
handenen Betriebsſtätte weſentliche Veränderungen vor⸗ 
nimmt, hat behufs Regelung des in der Anlage aus⸗ 
zuübenden Gewerbetriebes zuvor der Ortspolizeibehörde 
eine maßſtäbliche Zeichnung und Beſchreibung in 
doppelter Ausfertigung einzureichen, aus welcher er⸗ 
E ſind: 
die Art und der Umfang des Gewerbetriebes; 
die Lage der Gebäude zur Umgebung (Situation) 
und die Größe und Beſtimmung der Arbeits: 
räume; 
die Beſchaffenheit der feſten und flüſſigen Abfall⸗ 
produkte ſowie die Art ihrer Beſeitigung; 
die höchſte Zahl der in jedem Raume zu be⸗ 
ſchäftigenden Arbeiter; 
die Zugänglichkeit Licht⸗ und Luftverſorgung der 
einzelnen Raume; 
die Art der Maſchinen und deren Aufſtellung; 
die Beſeitigung des beim Betriebe entſtehenden 
Staubes und der dabei entwickelten Dünſte und 
Gaſe; 
die Vorrichtungen zum Schutze der Arbeiter gegen 
die Gefahren, die in der Natur des Betriebes 
liegen; namentlich gegen diejenigen, die aus 
Fabrikbränden erwachſen können; 
die Art der Verſorgung der Arbeiter mit Trink 


die Anſtellung der Fleiſchbeſchauer be⸗ 

treffend — veröffentlicht im Amtsblatt Stück 19 vom 

12. d. Mts. Seite 177 — beſtimme ich hierdurch 

Folgendes: 

1. Dem Prüfling müſſen bekannt ſein: 

a. die einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen, 
Verordnungen und Anweiſungen, 

die einzelnen Körpertheile der Schlachtthiere 
und ihre Benennungen, 

. die Geſundheitszeichen der Schlachtthiere im 
lebenden und geſchlachteten Zuſtande, 

. die Merkmale kranker Schlachtthiere im leben⸗ 
den und todten Zuſtande, Benennung und 
Beſchreibung der hauptſächlichſten für die 
Schlachtviehbeſchau in Betracht kommenden 
Krankheiten und krankhaften Zuſtände, 

. die Merkmale verdorbener und geſundheits⸗ 
ſchädlicher Fleiſchwaaren, 

. bie Erſcheinungen der wichtigeren anſteckenden 
Thierkrankheiten, insbeſondere Rotz, Milz⸗ 
brand, Lungenſeuche, Tuberkuloſe, Rothlauf 
der Schweine, Schweineſeuche und Maul⸗ und 
Klauenſeuche. 

Ueber die Einzelheiten des Ausbildungskurſus 

— 8 3 der Verordnung — haben ſich die Prüf: 

linge mit den Schlachthausinſpektoren direkt in 

Verbindung zu ſetzen. 

. Anträge auf Ausnahmegenehmigung aus § 4 

der Verordnung find an den Regierungs⸗Präſi⸗ 

denten zu richten. 

Die Inſpektoren der Schlachthäuſer erhalten für 

ihre Mühewaltungen eine Entſchädigung von 

50 Mark für jeden Auszubildenden, welcher 

Betrag von den Prüflingen praenumeraudo zu 

entrichten iſt. 

Zum Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion (§ 6 

der Verordnung) wird der Dezernent für das 

Veterinärweſen bei der Königlichen Regierung 

hierſelbſt ernannt. 

Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind an 

dieſen zu richten, welcher das Weitere wegen An⸗ 

beraumung des Termins u. ſ. w. verfügt. 

„Den Geſuchen iſt beizufügen ein eigenhändig ge⸗ 
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ſchriebener Lebenslauf, ein Nachweis über die 


des Nichtbeſtehens der Prüfung nicht zurück⸗— 
erſtattet. 
9. Im Falle des § 8 der Verordnung ermäßigt ſich 


dieſelbe auf 6 Mark. Die Prüfungsgebühr wird 
unter die Mitglieder der Kommiſſion eventuell 
(mit Ausnahme des Vorſitzenden) zu gleichen 
Theilen vertheilt. 
Perſonen, welche das Amt eines öffentlichen 
Fleiſchbeſchauers bereits länger als 6 Monate 
vom Tage der Veröffentlichung der Verordnung 
an zurückgerechnet im dieſſeitigen Bezirke be: 
kleiden, ſind zwar von dem Ausbildungskurſus 
befreit; ſie müſſen jedoch binnen 1 Jahre vom 
Tage des Inkrafttretens der Verordnung an ge⸗ 
rechnet, die Prüfung ablegen. 
In beſonderen Fällen kann dieſe Prüfung er⸗ 
laſſen werden. 
Ueber diesbezügliche Geſuche entſcheidet der Re⸗ 
gierungs Präſident. 
Marienwerder, den 26. Mai 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ 
orte Elbing im Monat Mai 1897 für Fourage 
gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Es ſind zu berechnen für: 


10. 


ill, 


7 


a. 50 Kilogramm Hafer 7 Mark 17 Pf. 
0 en s „ 
„ 1 Suhl Er 


Danzig, den 9. Juni 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Am 16. Juni wird in Kleſchkau Kreis Berent 
mit der Orts⸗Poſtanſtalt vereinigte Telegraphenanſtalt 
mit Fernſprechbetrieb eröffnet. 
Danzig, den 12. Juni 1897. 
Der Kaiſerliche Ober-Poſtdirektor. 
Bekanntmachung. 
Am 1. Juli tritt in Lulkau bei Oſtaßewo (Kr. 
Thorn) eine Poſtagentur in Wirkſanikeit, welche ihre 


8) 


9) 


Verbindung mit dem Poſtamte in Thorn 1 durch 
Vermittelung der Bahnpoſten auf der Strecke Thorn — 


Marienburg auf der Eiſenbahnhalteſtelle Liſſomitz erhält. 

Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: Lulkau 
Abbauten, Liſſomitz Gut, Ziegelei, Förſterei und Gärtnerei 
und Sängerau Gut nebſt Ziegelei. 
Danzig, den 12. Juni 1897. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
Bekanntmachung. 

Bei der Poſtagentur in Brachlin wird am 
12. Juni der Telegraphenbetrieb und in Verbindung 


10) 


damit der telegraphiſche Unfallmeldedienſt eingerichtet, 


Die neue Telegraphenanſtalt wird die zur Ein⸗ 


erfolgte Ausbildung, ſowie die Prüfungsgebühr. lieferung gelangenden, auf Unfälle ſich beziehenden 
Letztere beträgt 12 Mark und wird auch im Falle Telegramme jederzeit, insbeſondere auch des Nachts, 


Mitwirkung der als Ueberweiſungsſtelle dienenden 
unverzüglich 


unter 
Telegraphenanſtalt in Waldau Weſtpr. 
befördern. 
Bromberg, den 9. Juni 1897. 
Der Kaiſerliche Ober-Poſtdirektor. 


Beſtimmungen, 

betreffend die 
Abhaltung von Kurſen zur Ausbildung von Turnlehrern 
in Königsberg i. Pr. 


1. Die Kurſe zur Ausbildung von Turnlehrern in 
Königsberg ſtehen unter unmittelbarer Aufſicht 
des Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums; ſie 
beginnen Mitte Oktober und währen bis zum 
Schluß des Winterhalbjahres. 

. Die Theilnehmer verpflichten ſich zu regelmäßigem 
Beſuche aller Lehr⸗ und Uebungsſtunden, zu ge⸗ 
wifferhafter Beachtung der behufs Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung in den Kurſen von dem 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium getroffenen 
Anordnungen und zur Ablegung der nächſten in 
Königsberg abzuhaltenden Turnlehrerprüfung 
(Prüfungsordnung vom 29. März 1889). 

Zur Theilnahme werden zugelaſſen (§ 2 der 
Prüfungsordnung) 

a) Bewerber, welche bereits die Befähigung zur 
Ertheilung von Schulunterricht vorſchrifts⸗ 
mäßig erworben haben, 

p) Studirende nach vollendetem vierten Semeſter. 

Die Geſammtzahl der Theilnehmer darf 
aber ohne beſondere Erlaubniß des Miniſters 
der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten über 30 
nicht hinausgehen. 

4. Mit der Anmeldung, welche bis zum 1. Sep⸗ 

tember an das Königliche Provinzial⸗Schul⸗ 

kollegium zu richten iſt, ſind von den Bewerbern 
vorzulegen: 

a) ein Lebenslauf, 

p) ein ärztliches Zeugniß darüber, daß der Körper⸗ 
zuſtand und die Geſundheit des Bewerbers 
deſſen Ausbildung zum Turnlehrer geſtatten, 

c) von ſolchen, welche bereits eine Prüfung für 
das Lehramt beſtanden haben, ein Zeugniß 
über dieſe Prüfung und ein Zeugniß über 
die ſeitherige Wirkſamkeit als Lehrer oder in 
deſſen Ermangelung ein amtliches Führungs⸗ 
zeugneß; von noch Studirenden der Nachweis, 
daß ſie das vierte Semeſter bereits zurück⸗ 
gelegt haben. 

Die Aufnahme in den Kurſus darf nur dann 

erfolgen, wenn — abgeſehen davon, daß ſonſtige 

Gründe zur Abweiſung nicht vorliegen — 

a) der Geſundheitszuſtand des Bewerbers, hin⸗ 
ſichtlich deſſen unter Umſtänden noch eine be⸗ 
ſondere Unterſuchung durch den zu den Lehrern 


11 


= 
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des Kurſus gehörenden Arzt vorzunehmen iſt, 
zu keinerlei Bedenken Anlaß giebt, und 


h) durch eine beſondere Prüfung, bei welcher 
dreimaliges Armbeugen und Strecken an 
Reck und Barren, Felgaufſchwung am Reck, 


Sprung über den bruſthohen Bock und Hangeln bildun g von Turn 


int Beugehang am Doppeltau bis zur Mitte 
Mindeſtforderungen ſind, das erforderliche 
Maß körperlicher Kraft und turneriſcher Vor⸗ 
bildung nachgewieſen wird. 


z. Der Unterricht in dem Kurſus iſt unentgeltlich. 
Er umfaßt theoretiſche Unterweiſung und prak⸗ 
tiſche Uebungen der Theilnehmer und erfolgt in 
wöchentlich etwa 18 Stunden, von denen in der 
Regel ein Drittel auf die Vorleſungen über 
Geſchichte und Methodik des Turnens nebſt 
Geräthekunde und über den Bau und die Lebens⸗ 
äußerungen des menſchlichen Körpers nebſt den 
beim Turnen zu beobachtenden Geſundheitsregeln 
und den erſten Hilfsleiſtungen bei vorkommenden 
Unfällen (Prüfungsordnung 8 7 nebſt Anlage), 
zwei Drittel aber auf die Gewinnung eigener 
körperlicher Fertigkeit auf dem Gebiete des Schul⸗ 
turnens und auf Uebungen im Ertheilen von 
Turnunterricht, in der Leitung von Turnſpielen 
u. ſ. w. (Prüfungsordnung $ 8) entfallen. 


Hinſichtlich der Turnſprache und der Be⸗ 
fehlsformen für die Uebungen ſind durchweg die 
von der Zentralſtelle ausgehenden amtlichen Ver⸗ 
öffentlichungen maßgebend. 


Solchen, dem preußiſchen Staatsverbande an⸗ 
gehörenden Theilnehmern am Kurſus, welche 
bereits eine Prüfung für das Lehramt beſtanden 
haben, können in beſonderen Fällen aus Zentral⸗ 
fonds mäßige Beihilfen gewährt werden, jedoch 
lediglich für den Unterhalt in Königsberg, nicht 
aber zu den Koſten der Hin- und Rückreiſe, der 
Vertretung im Amt, des Unterhalts der zurück⸗ 
bleibenden Familie oder dergl. 

Darauf bezügliche begründete Geſuche ſind 
vor Beginn des Kurſus durch Vermittelung des 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums bis ſpä⸗ 
teſtens zum 1. Oktober hier vorzulegen, die ge⸗ 
währten Beihilfen werden in monatlichen Theil⸗ 
beträgen nachträglich gezahlt. Unterſtützungs⸗ 
geſuche während des Kurſus ſind nur dann 
zuläſſig, wenn das in Folge unvorhergeſehener 
Zwiſchenfälle eingetretene Bedürfniß einer außer⸗ 
ordentlichen Beihilfe zweifellos nachgewieſen wird. 


Berlin, den 1. September 1892. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Bos 


oſſe. 
U III B 2986. UI. 


Verhaltungsmaßregeln 
für die 
Theilnehmer an dem Kurſus zur Ausbildung von 
Turn⸗ und Schwimmlehrern 

in Königsberg i. Pr. 

Die Theilnehmer an dem Kurſus zur Aus⸗ 
und Schwimmlehrern haben bei 
Beginn der zu Anfang des Kurſus ein⸗ für allemal 
feſtzuſetzenden Stunden ſich pünktlich und, ſoweit es 
ſich um die praktiſchen Uebungen handelt, in turn⸗ 
fertiger Kleidung zum Unterrichte einzufinden. 

2. Etwaige Behinderung iſt dem Leiter des 
Unterrichts unter Angabe des Hinderungsgrundes ſofort 
anzuzeigen. 

3. Jeder Theilnehmer hat die Turugeräthe 
möglichſt zu ſchonen und ſich wegen Aufrechterhaltung 
der Ordnung in den Unterrichtsräumen den An⸗ 
ordnungen des Leiters des Unterrichts unweigerlich 
zu fügen. 

4. Bei Fallen ungerechtfertigten Ausbleibens 
vom Unterricht, unzureichender Anſtrengung, ungebühr⸗ 
lichen Betragens u. ſ. w. kann auf Antrag des Leiters 
des Unterrichts die ſofortige Ausſchließung vom Kurſus 
erfolgen. 

Königsberg, den 1. September 1892. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
Nr. 3956. 8. Stolberg. 
12) Bekanntmachung. 

In Freyſtadt W. / Pr. iſt eine Stempelvertheiler⸗ 
ſtelle errichtet und deren Verwaltung dem Apotheken⸗ 
beſitzer Robert Koßmann ebenda übertragen worden. 
Danzig, den 10. Juni 1897. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 

Bekanntmachung. 
Bei der am 12. April 1897 erfolgten Auslooſung 
der auf Grund des Allerhöchſten Privilegii von 2. Mat 
1887 für Zwecke des Provinzial⸗Hilfskaſſen⸗ und Me⸗ 
liorations⸗Fonds ausgegebenen 3¼ prozentigen Anleihe⸗ 
ſcheine des Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſt⸗ 
preußen — V. Ausgabe — über 8 Millionen Mark 


1. 


3) 


find folgende Nummern gezogen worden: 

1. Buchſtabe A. über 3000 Mark: Nr. 130, 
187, 215, 233, 506, 541, 556, 626, 632, 648, 853, 
899, 900. 

2. Buchſtabe B. über 2000 Mark: Ar. 11 
301, 335, 367, 517, 537, 556, 798, 800, 929, 953, 
968, 1154, 1178, 1204. 

3. Buchſtabe C. über 1000 Mark: Nr. 133, 
146, 166, 251, 265, 270, 401, 461, 501, 527, 564, 
1060, 1073, 1081. 

4. Buchſtabe D. über 500 Mark: Nr. 101, 
137, 138, 140, 526, 554, 563, 575, 630, 653, 670, 
684, 903, 931, 945, 1230, 1249, 1258, 1265. 

5. Buchſtabe E. über 200 Mark: Nr. 408, 


431, 447, 484, 495, 911, 942, 966, 997, 1063, 
1077, 1082, 1090, 1334, 1335, 1343, 1368, 1369, 
1701, 1722, 1756, 1785. 

Die unter dieſen Nummern ausgefertigten 3 ½⸗ 
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prozentigen Anleiheſcheine des Provinzial = Verbandes 
der Provinz Weſtpreußen — V. Ausgabe — werden 
den Inhabern hierdurch zum 1. Oktober 1897 
mit dem Bemerken gekündigt, daß von dieſem Tage 
an die Auszahlung des Kapitals für die ausgelooſten 
Anleiheſcheine bei der Landeshauptkaſſe zu Danzig, 
ſowie bei der General - Direktion der Seehandlungs⸗ 
Sozietät in Berlin, der Direktion der Diskontogeſellſchaft 
in Berlin, der Deutſchen Bank in Berlin und der 
Danziger Privat⸗Aktienbank in Danzig gegen Rückgabe 
der Anleiheſcheine nebſt den zugehörigen, nach dem 
Zahlungstage fällig werdenden Zinsſcheinen und den 
Zinsſcheinanweiſungen erfolgen wird. . 

Die Verzinſung hört mit dem 1. Oktober 1897 
auf; der Betrag für fehlende Zinsſcheine wird vom 
Kapital in Abzug gebracht. 
Aus früheren Kündigungen reſtiren: 
der 4 prozentige Anleiheſchein IV. Ausgabe, 
Littr. E. Nr. 121 über 200 Mark, 
die Zinsſcheinanweiſungen T. Reihe zu den 3 / 
prozentigen Anleiheſcheinen V. Ausgabe, Buch⸗ 
ſtabe D. Nr. 695, 696 über 500 Mark. 
Vorſtehendes wird auf Grund des § 4 der zum 
Allerhöchſten Privilegium vom 2. Mai 1887 gehörigen 
Bedingungenhierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Danzig, den 12. Mai 1897. 

Der Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen. 
Jaeckel. 
Bekanntmachung. 

Bei der am 12. April 1897 erfolgten Aus⸗ 
looſung der auf Grund des Allerhöchſten Privilegii 
vom 12. Mai 1894 für Zwecke der Provinzial⸗Hilfs⸗ 
kaſſe ausgegebenen 3½ prozentigen Anleiheſcheine des 
Provinzial = Verbandes der Provinz Weſtpreußen — 
VI. Ausgabe — über 2 Millionen Mark ſind folgende 
Nummern gezogen worden: 

1. Buchſtabe A. über 3000 Mark: Nr. 80, 
127, 176. 

2. Buchſtabe B. über 2000 Mark: Nr. 65, 
217% 267. 

3. Buchſtabe C. über 1000 Mark: Nr. 72, 
125, 280, 316. 

4. Buchſtabe D. über 500 Mark: Nr. 134, 250. 

Die unter dieſen Nummern ausgefertigten 3 / 
prozentigen Anleiheſcheine des Provinzial⸗Verbandes 
der Provinz Weſtpreußen — VI. Ausgabe — werden 
den Inhabern hierdurch zum 1. Oktober 1897 
mit dem Bemerken gekündigt, daß von dieſem Tage 
an die Auszahlung des Kapitals für die ausgelooſten 
Anleiheſcheine bei der Landeshauptkaſſe zu Danzig, 
ſowie bei den Bankgeſchäften Delbrück, Leo & Co. in 
Berlin und F. W. Krauſe & Co. in Berlin gegen 
Rückgabe der Anleiheſcheine nebſt den zugehörigen, 
nach dem Zahlungstage fälligen Zinsſcheinen und Zins⸗ 
ſcheinanweiſungen erfolgen wird. 

Die Verzinſung hört mit dem 1. Oktober 1897 
auf; der Betrag für fehlende Zinsſcheine wird vom 
Kapital in Abzug gebracht. 
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Vorſtehendes wird auf Grund des § 4 der zum 
Allerhöchſten Privilegium vom 12. Mai 1894 gehörigen 
Bedingungen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Danzig, den 12. Mai 1897. 

Der Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen. 
Jaeckel 
Bekanntmachung. 
Die am 1. Juli 1897 fälligen Zinskoupons 
unſerer ſämmtlichen Pfandbriefe werden vom 15. Juni 
1897 ab ſowohl hier an unſerer Kaſſe Hundegaſſe 
Nr. 56 in den Stunden von 9 bis 12 Uhr Vor- und 
3 bis 5 Uhr Nachmittags wie: 
in Berlin bei der Preußiſchen Pfandbrief Bank 
Voßſtraße Nr. 30, 
in Königsberg i. Pr. bei Herrn Friedr. Laub⸗ 
meyer, Klapperwieſe Nr. 16, 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld, 
Nachfl. A. Seidler 

in deren Geſchäftsſtunden 
baar und unentgeltlich eingelöſt. 

Bei Präſentation mehrerer Coupons iſt ein Ver⸗ 
zeichniß, in dem die Appoints geſondert aufgeführt 
ſtehen, zu übergeben. 

Danzig, im Juni 1897. 

Danziger Hypotheken⸗Verein. 
16) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Hermann Großberger, Handelsmann, geboren 
am 10. März 1842 zu Benetine, Komitat Zemplen, 
Ungarn, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen ein⸗ 
fachen Diebſtahls im Rückfalle (3 Jahre Zucht⸗ 
haus, laut Erkenntniß vom 28. April 1894), 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Bam⸗ 
berg II, vom 8. April d. J. 

Anton Jun, Spänglergeſelle, geboren am 3. Mai 
1874 zu Straſchitz, Böhmen, ortsangehörig zu 
Cimitz, Bezirk Schüttenhofen, ebendaſelbſt, wegen 
Verſuch des ſchweren Diebſtahls (1 Jahr Zucht⸗ 
haus, laut Erkenntniß vom 29. April 1896), 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Bam⸗ 
berg I, vom 3. April d. J. 

Hans Peterſen, Arbeiter, geboren am 17. De⸗ 
zember 1840 zu Geiſing in Jütland, Dänemark, 
ortsangehörig zu Andſt bei Lunderskov, eben⸗ 
daſelbſt, wegen Diebſtahls im Rückfalle (1 Jahr 
Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 5. Juni 1896), 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Schleswig, vom 7. Mai d. J. 

Auf Grund des $ 362 des Strafgeſetzbuchs: 
„Hans Hendrikſen, Matroſe, geboren am 25. 
November 1845 zu Frederikſtadt, Norwegen, nor⸗ 
wegiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, von 
der Polizei⸗Behörde zu Hamburg, vom 5. Mai d. J. 
Wenzl Kapr, Metzger und Kutſcher, geboren am 
1. Februar 1868 zu Wien, ortsangehörig zu Piſek, 
Böhmen, wegen Landſtreichens, Bettelns, ver⸗ 
botenes Waffentragen und Diebſtahls, vom Kö⸗ 
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niglich bayeriſchen Bezirksamt zu Regen, vom Kirche zu Gremboczyn und den dazu gehörigen Filial⸗ 


& 


8: 
Berfonal-Chronif. 


3. Mai d 
17) 


kirchen Leibitſch und Rogowo in der Diözefe Thorn 
von dem Patronate berufen und von dem Königlichen 


Im Kreiſe Culm iſt der Gutsbeſitzer Arthur Konſiſtorium beſtätigt worden. 


Henninges zu Trebisfelde zum Amtsvorſteher für 
den Amtsbezirk Dietrichsdorf ernannt. 

Im Kreiſe Schwetz iſt der Gutsbeſitzer Ehlert 
zu Wirry nach abgelaufener Amtsdauer wieder zum 
Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Wirry ernannt. 

Dem Forſtaufſeher Stoldt, bisher in der Ober⸗ 
ſörſterei Laska, iſt unter Ernennung zum Förſter die 
von 1. April d. Is. ab neu gegründete Förfterftelle 
zu Parzesnitza in der Oberförſterei Laska vom 1. Juli 
d. Is. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Murgoth, bisher in der 
Oberförſterei Laska, iſt unter Ernennung zum Förſter 
die neu gegründete und von ihm bisher kommiſſariſch 
verwaltete Förſterſtelle zu Asmus in der Oberförſterei 
Laska vom 1. Juli d. Is. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Roempler, bisher in der 
Oberförſterei Charlottenthal, iſt unter Ernennung zum 
Förſter die vom 1. April d. Is. ab neu gegründete 
Förſterſtelle Chelm zu Mielken in der Oberförſterei 
Laska vom 1. Juli d. Is. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Perdelwitz, bisher in der 
Oberförſterei Lutau, iſt unter Ernennung zum Förſter 
die durch Ableben des Förſters Voß erledigte Stelle 
zu Leckarth in der Oberförſterei Lonkorß vom 1. Sep. 
tember d. Is. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Kuhr, bisher in der Ober⸗ 
förſterei Czersk, iſt unter Ernennung zum Förſter die 
aus der Revierförſterſtelle umgewandelte Förſterſtelle 
zu Tworosnitza in der Oberförſterei Czersk vom 1. Juli 
d. Js. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Wettmarshauſen, bisher 
in der Oberförſterei Chotzenmühl, iſt unter Ernennung 
zum Förſter die vom 1. April d. Js. ab neu gegründete 
Förſterſtelle zu Sichts in der Oberförſterei Chotzen⸗ 
mühl vom 1. Juli d. Js. ab definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Seefel dt, bisher in der 
Oberförſterei Lindenberg, iſt unter Ernennung zum 
Förſter die durch Verſetzung des Förſters Wende er⸗ 
ledigte Stelle zu Pollnitz 1 in der Oberförſterei Linden⸗ 
berg vom 1. Juli d. Is. ab definitiv übertragen. 

Die durch Verſetzung des Förſters Höppe er⸗ 
ledigte Förſterſtelle zu Wilhelmsbruch, in der Ober⸗ 
förſterei Lutau, iſt vom 1. Juli 1897 ab dem Förſter 
Wende, bisher in der Oberförſterei Lindenberg definitiv 
übertragen. 

Die Steuerſupernumerare Gaidell, Daske und 
Lippitz bei den Einkommenſtener⸗Veranlagungs⸗Kom⸗ 
miſſionen in Dt. Krone bezw. Neumark bezw. Brieſen 
ſind zu Steuerſekretären ernannt. 


Der ſeitherige Hülfsprediger Bruno Julius 


Robert Lenz iſt zum Pfarrer an der evangeliſchen 


Verſetzt wurden die Steuer⸗Aufſeher Scharfeit: 
orth von Dt. Eylau nach Subkau und Niſpel von 
Schwetz nach Dt. Eylau. 

Dem Pfarrer Felix Dobbek zu Dt. Eylau iſt 
die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen Kirche zu 
Schwarzenau im Kreiſe Löbau verliehen worden. 

Der Pfarrer Schau in Raudnitz iſt vom 28. 
Juni bis zum 30. Juli d. Js. beurlaubt und wird 
während dieſer Zeit von dem Ortsſchulinſpektor Pfarrer 
Stange in Biſchofswerder in den Geſchäften der Orts⸗ 
ſchulinſpektion vertreten. 

Der Kreisſchulinſpektor Dr. Zint in Marienburg 
iſt vom 6. Juli bis zum 19. Auguſt d. J. beurlaubt 
und wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchul⸗ 
inſpektor Engel in Rieſenburg vertreten. 

Der Kreisſchulinſpektor Bartſch in Dt. Krone 
iſt vom 1. Juli d Is. ab in den Kreisſchulinſpektions⸗ 
bezirk Schwetz 11 unter Anweiſung ſeines Wohnſitzes 
in Schwetz und der Kreisſchulinſpektor Treichel in 
Schwetz vom gleichen Zeitpunkte ab in den Kreis: 
ſchulinſpektionsbezirk Dt. Krone JI unter Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Dt. Krone verſetzt. 

Die Ortsaufſicht über die evangeliſchen Schulen 
zu Falkenhorſt, Jeziorken und Karlshorſt im Kreiſe 
Schwetz iſt dem Prediger Evers in Andreasthal über⸗ 
tragen und die bisherigen Ortsſchulinſpektoren, Kreig- 
ſchulinſpektor Treichel in Schwetz und Pfarrer Staffehl 
in Bufowig von dieſem Amte entbunden worden. 

Dem Privatlehrer Feſtag in Gr. Herzogswalde, 
Kreis Roſenberg, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 
18) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der Schule in Luſchkowko, 
Kr. Schwetz, iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Kießner zu Schwetz bis zum 25. Juni d. Js. 
zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Bankau, Kreis Schwetz, 
wird zum 1. Juli d. Is. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Engelien zu Neuenburg zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Chrosle, Kreis Löbau, 
iſt erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Lange zu Neumark zu melden. 


